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«Trump stellt NutzenderNato inFrage»
Sicherheit Experte ChristianNünlist glaubt, dass die Aussenpolitik unterDonald

Trump für dieUSA zunächst zweitrangigwird. Die Europäermüssen für sich selber sorgen.

Interview: Balz Bruder

ChristianNünlist, gemeinhinwurde
einePräsidentinClinton eher als
Garantin für stabile beziehungswei-
se konstanteUS-amerikanische
Aussen- undSicherheitspolitik
betrachtet, derweil einPräsident
Trumperstens als «Wundertüte»
beziehungsweise Isolationist be-
zeichnetwurde.Wie ist IhreEin-
schätzungnachderWahl?
Die künftige US-Aussenpolitik unter
DonaldTrump ist in derTat schwieriger
einzuschätzen. Hillary Clinton hätte
ObamasAussenpolitikwohlweitgehend
weitergeführt, vielleichtmitmehrMili-
tärinterventionen und einer härteren
Linie gegenüber Russland. Aber die
grossenRichtlinienderUS-Aussenpoli-
tik hängen letztlich nicht von der Partei
des Präsidenten ab. Amerika versteht
sich als Macht, die den Status quo und
diedominante globalePositionderUSA
verteidigt und sich gegen das aufstre-
bende China als strategischen Rivalen
positioniert.

Europahat sich jahrzehntelang auf
den«Weltpolizisten»Amerika
verlassen.Wird es das auch in
Zukunft tunkönnen? Stichwort
Nato-Kritik.
Für mich steht fest, dass die Europäer
künftig selber mehr für ihre Sicherheit

tunmüssen, gerade auch ander instabi-
lenSüdflanke.Diesnicht zuletzt vordem
Hintergrund, dass Donald Trump den
Nutzen der Nato für die Sicherheit der
USA grundsätzlich in Frage stellt. Wo-
möglich können ihn seine aussenpoliti-
schen Berater aber diesbezüglich um-
stimmen und ihm die Vorteile der Nato
für die USA erklären. Das hoffe ich we-
nigstens.

DieAbsetzbewegungderUSAvon
Europa ist janichtneu.
Nein, das ist sie nicht. Obama verlegte
den Fokus von Europa nach Asien, aber
er hinterfragte nie denNutzen derNato
für die USA. Die Krim-Annexion durch
dieRussenhatdann2014zueinerRück-
besinnung und zur Stärkung der Nato-
Ostflanke geführt.

Das ist die strategischeSeite. Es gibt
aber aucheinefinanzielle.
Ja, wobei die Debatte über eine fairere
Lastenverteilung so alt ist wie die Nato
selber. Es war denn auch keine Überra-
schung, dass Trump imWahlkampf hö-
here Beiträge der Europäer an die Nato
forderte. Ganz abgesehen davon, dass
auch eine Präsidentin Clinton von den
Europäern diesbezüglichmehr Engage-
ment angemahnt hätte.

SagenSieuns, unterwelcheEinflüs-
sedie transatlantischenBeziehun-

gen insgesamtgeratenwerden –und
mitwelchenFolgen.
Es ist leider festzustellen, dass die von
verschiedenen Demagogen ange-
peitschte Rückbesinnung auf nationale
Interessen das transatlantische Projekt
und die seit 1945 bewährte Erkenntnis,
dass der Westen die jeweils anstehen-
den sicherheitspolitischenHerausforde-
rungen ambesten gemeinsamanpackt,
schwächen. Der Brexit und die Wahl
Trumps sorgen just in einem Moment
fürUnsicherheit, indemderWestenund
Europabereits stark unterDruck stehen
durch den dschihadistischen Terroris-
mus, Putins revisionistisches Russland
und den Syrien-Krieg.

RechnenSie innaherZukunftmit
einer radikalenÄnderungder aus-
sen-undsicherheitspolitischen
Doktrin, oderwird zuerst die innen-
politischeSuppegelöffelt?
Ich gehe davon aus, dass sich Donald
TrumpsRegierung zunächst primär auf
die Innenpolitik konzentrierenunddank
dem republikanisch dominierten Kon-
gress in den nächsten Jahren versuchen
wird, ObamasReformen rückgängig zu
machen.

Dasheisst?
Das bedeutet, dass die Aussenpolitik
weniger zentral seinwird – zumindestbis
zurnächsten internationalenKrise.Und

Trump dürfte sich weit weniger darum
bemühen, die liberale internationale
Ordnung zu verteidigen.

Dabeiwäredas indieser institutio-
nell undpolitisch zerrüttetenWelt
bitternötig.
Ja, unbedingt.Denkenwir zumBeispiel
an die Entwicklung der amerikanisch-
russischen Beziehungen unter Trump.
Daswird ein zentraler Punkt sein. Jeder
der letzten paar US-Präsidenten – von
Bill Clinton überGeorgeW. Bush bis zu
Barack Obama – versuchte einen Neu-
start oderReset.Und immerendetendie
hoffnungsvollenAnnäherungsversuche
jeweils nach ein paar Jahren mit Span-
nungen und Krisen.

Waswäreaus Ihrer Sicht so ein
Worst-Case-Szenario?
Zum Beispiel dies, dass Trump den
Atom-Dealmit Iran von 2015 kündigen
würde: Das wäre ein radikaler Kurs-
wechsel mit gravierenden regionalen
Konsequenzen.
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«Bleibt für immer bei uns»: Amerikanische Truppen werden in Tschechien von der Bevölkerung bejubelt. Bild: Matej Divizna (Prag, 27. Mai 2016)

DieEuropa-Armee ist inweiter Ferne
Brüssel Weil Donald Trump im Wahl-
kampf sinngemässverkündethatte,dass
er die Aussenpolitik der USA in der Tra-
ditionder«Monroe-Doktrin»sieht –also
der Nichteinmischung in fremde Ange-
legenheiten– läuten inEuropaseit seiner
überraschendenWahlzumUS-Präsiden-
tendieAlarmglocken.DennderalteKon-
tinent ist imRahmenderNato in höchs-
tem Masse abhängig von den USA.
Schlimmer noch: Trump möchte die
Nato-Beistandspflichtdamitverknüpfen,
dass die Mitglieder «ihre Rechnungen
bezahlen». Sicherheit gegenCash also.

Freilich stammt die Äusserung vom
«Wahlkampf-Trump». US-Präsident
Trump dürfte kaum so unbedarft die
transatlantischeSolidarität inFrage stel-
len. Doch er zielt darauf, dass Amerika
schon seit langem von Europa verlangt,
endlich mehr in seine Verteidigung zu
investieren.

Tatsächlich erfüllen nur die Militär-
budgets vonGriechenland,Grossbritan-
nien, Estland und Polen den im
Nato-Vertrag vereinbartenZielwert von
2 Prozent der Wirtschaftsleistung. EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Jun-

cker sagte am Mittwoch denn auch,
Europadürfe sichnichtdarauf verlassen,
dassdieUSAewig fürdie Sicherheit sor-
gen werden. «Das müssen wir schon
selbst tun», so Juncker. Der Kommis-
sionspräsident sprach sich deshalb für
dieBildungeinerEU-weitenArmeeaus.

GemeinsamesHauptquartier
als ersterSchritt

Die Ideeeiner«Europa-Armee»geistert
schonseit Jahrzehntenherum.Vorallem
nach dem Brexit wurde sie wieder ins
Spiel gebracht. Einerseits, weil sich

gegenwärtig nur gerade in Verteidi-
gungsfragen noch Spielraum zur Integ-
ration bietet. Andererseits, weil es im-
mer die Briten waren, die eine engere
Verteidigungskooperationverhinderten.
Italien sprach sich vor dem Bratislava-
Gipfel für die Bildung eines gemeinsa-
menHauptquartiers aus.

Dass es je zu einer europaweitenAr-
meekommt, ist allerdings unrealistisch.
LautExpertendürfte es lediglich auf die
weitereAngleichungvonStandards und
der Verstärkung der Zusammenarbeit
hinauslaufen. Zudem ist eine gemeinsa-

me Interventionstruppevoneinigen tau-
send Soldaten denkbar.

Die grossen EU-Staaten wie Frank-
reich, Deutschland und Italien, aber
auch osteuropäische Länder wie Polen
oderUngarn steheneiner gemeinsamen
EU-Verteidigungspolitik durchaus posi-
tiv gegenüber. Das Thema steht bereits
amkommendenDienstag beimTreffen
der EU-Verteidigungsminister wieder
auf der Agenda – dieses Mal sicher mit
erhöhter Priorität.
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«Fürmichsteht fest,
dassdieEuropäerkünftig
selbermehr für ihre
Sicherheit tunmüssen.»


